
Rechte schwangerer Beschäftigter im Rahmen des Mutterschutzes
Ein Leitfaden für Arbeitgeber und Arbeitnehmer im Bundesstaat Washington

Mutterschutzgesetze im Zusammenhang mit einer Schwangerschaft bieten 
schwangeren Beschäftigten einen speziellen Schutz im Rahmen der Einhaltung 
der Bürgerrechte. Nach Washingtoner Recht (Revised Code of Washington (RCW, 
Gesetzessammlung des Bundesstaates Washington) 43.10.005) müssen alle Arbeitgeber 
mit 15 oder mehr Beschäftigten diese Mutterschutzmaßnahmen bereitstellen.

Was sind Mutterschutzgesetze im Zusammenhang mit 
einer Schwangerschaft?

Unter den Gesetzen des Bundesstaates Washington ist dem Arbeitgeber Folgendes untersagt:

• einer schwangeren Arbeitnehmerin Maßnahmen zum Mutterschutz nicht bereitzustellen bzw. sich weigern, Mutterschutz zu 
gewähren, es sei denn, dies würde eine „unzumutbare Härte“ darstellen

• Vergeltungsmaßnahmen gegen eine schwangere Arbeitnehmerin einzuleiten, die eine Änderung ihrer Arbeitsumgebung 
verlangt

• einer ansonsten qualifizierten Arbeitnehmerin aufgrund ihrer Bedürfnisse Beschäftigungsmöglichkeiten verweigern oder
• von einer schwangeren Arbeitnehmerin verlangen, dass sie Urlaub nimmt, wenn eine alternative Lösung angeboten 

werden könnte

Eine „unzumutbare Härte“ wird vom Gesetz definiert als „eine Handlung, die mit erheblichen Schwierigkeiten oder Kosten 
verbunden ist“.

• Umstrukturierung des Arbeitsplatzes, einschließlich Änderung eines 
Arbeitsplans, Neuzuweisung von Arbeitsplätzen, Wechsel eines Arbeitsplatzes 
oder Bereitstellung von Ausrüstung

• vorübergehende Versetzung auf einen weniger anstrengenden oder 
gefährlichen Posten

• Planungsflexibilität für Termine zur Geburtsvorbereitung und
• weitere Mutterschutzmaßnahmen, die für die Arbeitnehmerin möglicherweise 

erforderlich sind

Arbeitgeber können ein schriftliches Attest von einem Arzt verlangen, in dem 
die Notwendigkeit einer Änderung dargelegt wird, wenn eine schwangere 
Arbeitnehmerin um Folgendes bittet:

• häufige, längere oder flexible Toilettenpausen
• Änderung einer Richtlinie zum Verbot von Speisen und Getränken
• Sitzgelegenheiten bzw. der Arbeitnehmerin gestatten, sich häufiger zu setzen, und
• erlauben, dass die Arbeitnehmerin nicht mehr als 8 kg heben darf

Schwangere Arbeitnehmerinnen können bestimmte Änderungen in ihrem  
Arbeitsumfeld verlangen, um dem Mutterschutz während ihrer Schwangerschaft 
und ihrem Gesundheitszustand nach der Geburt des Babys Rechnung zu tragen, 
wie zum Beispiel der Notwendigkeit, zu stillen oder Milch abzupumpen. Arbeitgeber 
müssen der Bitte einer schwangeren Arbeitnehmerin um Folgendes nachkommen:

Welche Mutterschutzrechte stehen schwangeren 
Beschäftigten zu?

Washington State Attorney General’s Office (Generalstaatsanwaltschaft von Washington)
Wing Luke Civil Rights Unit (Wing Luke Bürgerrechtsabteilung)
www.atg.wa.gov/wing-luke-civil-rights-division

Was sind unzulässige Praktiken?

Die Washington State Attorney General’s Civil Rights Unit (Bürgerrechtsabteilung der Generalstaatsanwaltschaft des 
Bundesstaates Washington) nimmt Beschwerden von schwangeren Arbeitnehmerinnen entgegen, deren Arbeitsplatzrechte 
möglicherweise verletzt wurden.

Setzen Sie sich mit uns unter pregnancy@atg.wa.gov in Verbindung oder hinterlassen Sie eine Nachricht unter unserer 
gebührenfreien Telefonnummer (833) 660-4877.

Sie können auch online eine Beschwerde einreichen unter:  www.atg.wa.gov/pregnancy-accommodations

Wie melde ich einen Verstoß gegen meine Rechte im Rahmen des Mutterschutzes?

Dieses Informationsblatt dient der allgemeinen Aufklärung und ist nicht als Rechtsberatung jeglicher Art zu verstehen.

mailto:pregnancy%40atg.wa.gov?subject=
http://www.atg.wa.gov/pregnancy-accommodations

